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Wir laden unsere Aktionäre hiermit zur virtuellen or-
dentlichen Hauptversammlung der IVU Traffic Techno-
logies AG ein, die  

am Donnerstag, den 27. Mai 2021 

um 11:00 Uhr (MESZ) 

ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Be-
vollmächtigten stattfindet. Die gesamte Versammlung 
wird nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 
Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur 
Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie vom 27. März 2020 (Bundesgesetzblatt I 
Nr. 14 2020, S. 570) in der Fassung des Gesetzes zur 
weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschrif-
ten im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und 
Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 
22. Dezember 2020 (Bundesgesetzblatt I Nr. 67 2020, 
S. 3328) (COVID-19-Gesetz) unter der Internetadresse 

https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung 

in Bild und Ton übertragen. 

Ort der Hauptversammlung im Sinne des § 121 Abs. 3 
Satz 1 AktG ist der Sitz der Gesellschaft in der Bun-
desallee 88, 12161 Berlin. 

TAGESORDNUNG 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 

der IVU Traffic Technologies AG für das Ge-
schäftsjahr 2020 und des gebilligten Konzern-
abschlusses, des Lageberichts des Vorstands 
für die IVU Traffic Technologies AG und des 
Konzernlageberichts sowie des Berichts des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 und 
des erläuternden Berichts zu den Angaben 
nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB 

Die genannten Unterlagen sind von der Einberu-
fung an über die Internetseite der Gesellschaft un-
ter https://www.ivu.de/investoren/hauptversamm-
lung zugänglich. 

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist 
zu diesem Tagesordnungspunkt keine Beschluss-
fassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den Jah-
res- und Konzernabschluss bereits gebilligt hat. 
Damit ist der Jahresabschluss gemäß § 172 AktG 
festgestellt. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des 
Bilanzgewinns der IVU Traffic Technolo-
gies AG  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bi-
lanzgewinn der Gesellschaft des am 31.12.2020 ab-
gelaufenen Geschäftsjahrs 2020 in Höhe von 
12.176.524,61 Euro wie folgt zu verwenden: 

Ausschüttung einer Dividende  
von 0,20 Euro je dividenden- 
berechtigter Stückaktie:  3.515.417,20 Euro 

Einstellung in die  
Gewinnrücklage: 2.500.000,00 Euro 

Gewinnvortrag:  6.161.107,41 Euro 

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf 
Auszahlung der Dividende am dritten auf den 
Hauptversammlungsbeschluss folgenden Ge-
schäftstag fällig, mithin am 1. Juni 2021.  

Zum Zeitpunkt der Einberufung besitzt die Gesell-
schaft 128.657 Stück eigene Aktien. Diese sind ge-
mäß § 71b AktG nicht dividendenberechtigt. Daher 
wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, bei ei-
ner unveränderten Dividende von 0,20 Euro je divi-
dendenberechtigter Stückaktie den auf nicht divi-
dendenberechtigte Stückaktien entfallenden Teil-
betrag des Bilanzgewinns auf neue Rechnung vor-
zutragen. 
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Die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien kann 
sich bis zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
die Verwendung des Bilanzgewinns ändern. In die-
sem Fall werden Vorstand und Aufsichtsrat der 
Hauptversammlung einen entsprechend ange-
passten Beschlussvorschlag zur Gewinnverwen-
dung unterbreiten, der unverändert eine Ausschüt-
tung von 0,20 Euro je dividendenberechtigter 
Stückaktie vorsieht. Die Anpassung erfolgt dabei 
folgendermaßen: Verringert sich die Anzahl der di-
videndenberechtigten Aktien und damit die Divi-
dendensumme, erhöht sich der auf neue Rechnung 
vorzutragende Betrag entsprechend. Erhöht sich 
die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien und 
damit die Dividendensumme, verringert sich der 
auf neue Rechnung vorzutragende Betrag entspre-
chend. 

Bei Annahme des Beschlussvorschlags von Vor-
stand und Aufsichtsrat gilt für die Auszahlung der 
Dividende Folgendes: 

Da die Dividende in vollem Umfang aus dem steu-
erlichen Einlagekonto im Sinne des § 27 KStG 
(nicht in das Nennkapital geleistete Einlagen) ge-
leistet wird, erfolgt die Auszahlung ohne Abzug von 
Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag. Die 
Ausschüttung gilt steuerlich als Rückgewähr von 
Einlagen und mindert nach Auffassung der deut-
schen Finanzverwaltung die steuerlichen Anschaf-
fungskosten der Aktien. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Ge-
schäftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern des Vor-
stands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Ge-
schäftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu ertei-
len. 

 

 

 

5. Beschlussfassung über die Wahl des Ab-
schlussprüfers und des Konzernabschluss-
prüfers für das Geschäftsjahr 2021 

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfeh-
lung seines Prüfungsausschusses – vor, die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft BDO AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer 
und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2021 sowie zum Prüfer für die gegebenenfalls prü-
ferische Durchsicht von Zwischenberichten bis zur 
nächsten ordentlichen Hauptversammlung zu be-
stellen. 

Der Empfehlung des Prüfungsausschusses ist ein 
nach Art. 16 der EU-Abschlussprüferverordnung 
(Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
spezifische Anforderungen an die Abschlussprü-
fung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG 
der Kommission) durchgeführtes Auswahlverfah-
ren vorangegangen. Der Prüfungsausschuss hat 
dem Aufsichtsrat unter Angabe von Alternativen die 
BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (Berlin) 
für das ausgeschriebene Prüfungsmandat empfoh-
len. Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine 
Empfehlung frei von ungebührlicher Einfluss-
nahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahl-
möglichkeiten beschränkende Klausel im Sinne 
von Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüfer-
verordnung auferlegt wurde. 

 

6. Beschlussfassung über die Billigung des Ver-
gütungssystems für die Vorstandsmitglieder 

Gemäß dem durch das zum 1. Januar 2020 in Kraft 
getretene Gesetz zur Umsetzung der zweiten Akti-
onärsrechterichtlinie (ARUG II) neu geschaffenen 
§ 120a Abs. 1 AktG beschließt die Hauptversamm-
lung von börsennotierten Gesellschaften bei jeder 
wesentlichen Änderung des Vergütungssystems, 
mindestens jedoch alle vier Jahre, über die Billi-
gung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergü-
tungssystems für die Vorstandsmitglieder. Die 
erstmalige Beschlussfassung hat bis zum Ablauf 
der ersten ordentlichen Hauptversammlung, die 
auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen.  

Das Vergütungssystem ist im Anhang dieser Ta-
gesordnung vollständig abgedruckt. 

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor, zu beschließen: 
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Das vom Aufsichtsrat beschlossene Vergü-
tungssystem für die Mitglieder des Vorstands, 
das im Anschluss an die Tagesordnung unter 
„Vergütungssystem des Vorstands“ in der Ein-
ladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
vollständig abgedruckt ist, wird gebilligt. 

 

7. Beschlussfassung über die Vergütung der 
Aufsichtsratsmitglieder 

Nach § 113 Abs. 3 AktG in der durch das zum 1. Ja-
nuar 2020 in Kraft getretene Gesetz zur Umsetzung 
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) ge-
änderten Fassung ist bei börsennotierten Gesell-
schaften mindestens alle vier Jahre über die Ver-
gütung der Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu 
fassen. Die erstmalige Beschlussfassung hat bis 
zum Ablauf der ersten ordentlichen Hauptver-
sammlung, die auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu 
erfolgen. 

Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der Gesell-
schaft beschließt die Hauptversammlung über die 
Aufsichtsratsvergütung. Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 
der Satzung der Gesellschaft hat bei der Festset-
zung der Höhe der Vergütung die Hauptversamm-
lung den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
im Aufsichtsrat sowie den Vorsitz und die Mitglied-
schaft in den Aufsichtsratsausschüssen besonders 
zu berücksichtigen.  

Die derzeit geltende Vergütungsregelung für den 
Aufsichtsrat wurde zuletzt durch Beschluss der 
Hauptversammlung am 29. Mai 2019 geändert. Für 
das Geschäftsjahr 2021 und die folgenden Ge-
schäftsjahre sollen aufgrund zeitlich und inhaltlich 
gestiegener Anforderungen an die Mitglieder des 
Aufsichtsrats durch den Gesetzgeber, die Beach-
tung der Regeln des DCGK (Deutscher Corporate 
Governance Kodex) und die zunehmende Komple-
xität der Geschäftstätigkeit der IVU das Vergü-
tungssystem sowie die darin geregelte Höhe der 
Vergütung angepasst werden. Der Aufsichtsrat hat 
hierzu gemeinsam mit einem externen Berater 
auch einen horizontalen Peer Group-Vergleich 
durchgeführt, um eine im Vergleich moderate, aber 
den Anforderungen und den Verpflichtungen ange-
messene Vergütung der Aufsichtsratstätigkeit zu 
ermitteln. 

Das Vergütungssystem ist im Anhang dieser Ta-
gesordnung vollständig abgedruckt. Es ergeben 

sich daraus für das Geschäftsjahr 2021 und die fol-
genden Geschäftsjahre folgende Aufsichtsratsbe-
züge: 

Mitglied 
 18.000,00 Euro (bisher: 15.000,00 Euro) 

Stellvertretender Vorsitzender 
 27.000,00 Euro (bisher: 18.750,00 Euro) 

Vorsitzender 
 54.000,00 Euro  (bisher: 30.000,00 Euro) 

Zusätzliche Bezüge 

Ausschussmitgliedschaft 
 4.500,00 Euro (bisher: 3.750,00 Euro) 

Vorsitz des Präsidialausschusses 
 9.000,00 Euro (bisher: 7.500,00 Euro) 

Vorsitz des Prüfungsausschusses 
 18.000,00 Euro (bisher: 7.500,00 Euro) 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu be-
schließen:  

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird 
entsprechend dem Vergütungssystem, das im 
Anschluss an die Tagesordnung unter „Vergü-
tung der Aufsichtsratsmitglieder“ in der Einla-
dung zur ordentlichen Hauptversammlung 
vollständig abgedruckt ist, festgesetzt. 

 

8. Beschlussfassung über die Schaffung eines 
neuen Genehmigten Kapitals 2021 mit Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts und entsprechende Satzungsänderung 

Das Genehmigte Kapital 2016 (§ 4 Abs. 4 der Sat-
zung der Gesellschaft), das von der ordentlichen 
Hauptversammlung am 25. Mai 2016 beschlossen 
wurde, ist bis zum 24. Mai 2021 befristet und soll 
nun erneuert werden. Daher wird vorgeschlagen, 
ein neues Genehmigtes Kapital 2021 zu schaffen, 
das an die Stelle des bisherigen, nicht genutzten 
Genehmigten Kapitals 2016 tritt und dasselbe Vo-
lumen haben soll. 

Das neue genehmigte Kapital 2021 soll auf 30 % 
des derzeitigen Grundkapitals in Höhe von 
EUR 17.719.160,00, also auf EUR 5.315.748,00 be-
grenzt werden. Die Gesellschaft soll mit dem neuen 
genehmigten Kapital insbesondere in die Lage ver-
setzt werden, flexibel auf zusätzliches Eigenkapital 
als langfristiges Finanzierungsmittel zugreifen zu 
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können und im Falle sich am Markt bietender Ak-
quisitionschancen an Stelle einer Barkapitalerhö-
hung auch den Weg einer Sachkapitalerhöhung 
durchführen zu können. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu 
beschließen: 

a) Ermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 26. Mai 2026 einmalig 
oder mehrfach um insgesamt bis zu 
EUR 5.315.748,00 durch Ausgabe von neuen 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen 
Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2021). Der Vorstand kann von 
dieser Ermächtigung zu jedem gesetzlich zu-
lässigen Zweck Gebrauch machen. 

Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen ist 
den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Hierzu können die Aktien auch 
von Kreditinstituten oder Unternehmen im 
Sinne des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Ver-
pflichtung übernommen werden, sie den Akti-
onären zum Bezug anzubieten (mittelbares Be-
zugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

(i) um etwaige Spitzenbeträge, die sich auf 
Grund des jeweiligen Bezugsverhältnisses 
ergeben, vom Bezugsrecht auszunehmen,  

(ii) wenn gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bör-
senpreis der bereits an der Börse gehan-
delten Aktien der Gesellschaft zum Zeit-
punkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabebetrages nicht wesentlich unter-
schreitet und der anteilige Betrag des 
Grundkapitals, der auf die (gegen Barein-
lagen unter Ausschluss des Bezugsrechts) 
ausgegebenen Aktien entfällt, insgesamt 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft 
nicht überschreitet. Bei Übernahme der 
auf Grund dieser Ermächtigung ausgege-
benen neuen Aktien durch einen Platzie-
rungsvermittler unter gleichzeitiger Ver-
pflichtung des Platzierungsvermittlers, die 
neuen Aktien einem oder mehreren von 
der Gesellschaft bestimmten Dritten zum 
Kauf gegen Abführung des Kaufpreises an 

die Gesellschaft anzubieten, gilt als Ausga-
bebetrag im Sinne dieser Ermächtigung 
der Kaufpreis, der von dem oder den Drit-
ten zu zahlen ist. Maßgeblich für die vorge-
nannte Grenze von insgesamt 10 % ist das 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Be-
schlussfassung der Hauptversammlung 
über diese Ermächtigung oder – falls die-
ser Wert geringer ist – das im Zeitpunkt 
der Ausnutzung der vorliegenden Ermäch-
tigung bestehende Grundkapital. Auf diese 
Begrenzung ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 
Ausnutzung auf Grund einer anderen ent-
sprechenden Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer 
oder entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert wurden, soweit eine derartige 
Anrechnung gesetzlich geboten ist. Ferner 
sind auf diese Begrenzung veräußerte ei-
gene Aktien anzurechnen, sofern die Ver-
äußerung während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG erfolgt.  

Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sach-
einlagen, insbesondere zur Gewährung von Ak-
tien im Rahmen des Erwerbs von Unterneh-
men, Unternehmensteilen oder von Beteiligun-
gen an Unternehmen bzw. im Rahmen von Un-
ternehmenszusammenschlüssen oder im 
Rahmen des Erwerbs von Immaterialgüter-
rechten bzw. gewerblichen Schutzrechten, von 
urheberrechtlichen Nutzungsrechten, von hie-
rauf gerichteten Lizenzen sowie von sonstigen 
Wirtschaftsgütern, auszuschließen.  

Sofern der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats nichts Abweichendes festsetzt, neh-
men die neuen Aktien vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der 
Ausgabe der Aktien noch kein Beschluss der 
Hauptversammlung über die Gewinnverwen-
dung gefasst wurde, am Gewinn teil.  
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Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats den weiteren In-
halt der Aktienrechte und die Bedingungen der 
Aktienausgabe festzulegen. 

b) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft, der 
das bisherige Genehmigte Kapital 2016 enthält, 
wird gestrichen und durch folgenden neuen 
Abs. 4 ersetzt: 

„4. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft 
in der Zeit bis zum 26. Mai 2026 einmalig oder mehr-
fach um insgesamt bis zu Euro 5.315.748,00 durch 
Ausgabe von neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhö-
hen (Genehmigtes Kapital 2021). Der Vorstand kann 
von dieser Ermächtigung zu jedem gesetzlich zuläs-
sigen Zweck Gebrauch machen. 

a) Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen ist 
den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Hierzu können die Aktien auch von 
Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne des 
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der 
Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Ak-
tionäre auszuschließen, 

 um etwaige Spitzenbeträge, die sich auf Grund 
des jeweiligen Bezugsverhältnisses ergeben, 
vom Bezugsrecht auszunehmen, 

 wenn gemäß § 186 Abs.3 Satz 4 AktG der Aus-
gabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits an der Börse gehandelten Aktien 
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgülti-
gen Festlegung des Ausgabebetrages nicht we-
sentlich unterschreitet und der anteilige Be-
trag des Grundkapitals, der auf die (gegen Bar-
einlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts) 
ausgegebenen Aktien entfällt, insgesamt 10 % 
des Grundkapitals der Gesellschaft nicht über-
schreitet. Bei Übernahme der auf Grund dieser 
Ermächtigung ausgegebenen neuen Aktien 
durch einen Platzierungsvermittler unter 
gleichzeitiger Verpflichtung des Platzierungs-
vermittlers, die neuen Aktien einem oder meh-
reren von der Gesellschaft bestimmten Dritten 
zum Kauf gegen Abführung des Kaufpreises an 

die Gesellschaft anzubieten, gilt als Ausgabe-
betrag im Sinne dieser Ermächtigung der Kauf-
preis, der von dem oder den Dritten zu zahlen 
ist. Maßgeblich für die vorgenannte Grenze von 
insgesamt 10 % ist das im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Beschlussfassung der Haupt-
versammlung über diese Ermächtigung oder 
– falls dieser Wert geringer ist – das im Zeit-
punkt der Ausnutzung der vorliegenden Er-
mächtigung bestehende Grundkapital. Auf 
diese Begrenzung ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien ent-
fällt, die während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung auf 
Grund einer anderen entsprechenden Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 
unmittelbarer oder entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert wurden, soweit eine derartige 
Anrechnung gesetzlich geboten ist. Ferner sind 
auf diese Begrenzung veräußerte eigene Aktien 
anzurechnen, sofern die Veräußerung während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. 

b) Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, ins-
besondere zur Gewährung von Aktien im Rahmen 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens-
teilen oder von Beteiligungen an Unternehmen 
bzw. im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von Im-
materialgüterrechten bzw. gewerblichen Schutz-
rechten, von urheberrechtlichen Nutzungsrech-
ten, von hierauf gerichteten Lizenzen sowie von 
sonstigen Wirtschaftsgütern, auszuschließen. 

c) Sofern der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats nichts Abweichendes festsetzt, neh-
men die neuen Aktien vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der 
Aktien noch kein Beschluss der Hauptversamm-
lung über die Gewinnverwendung gefasst wurde, 
am Gewinn teil. 

d) Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien-
ausgabe festzulegen.“ 
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c) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 der Sat-
zung der Gesellschaft entsprechend der jewei-
ligen Ausnutzung des Genehmigten Kapi-
tals 2021 und nach Ablauf der Ermächtigungs-
frist zu ändern. 

Der Bericht des Vorstands an die Hauptversamm-
lung ist im Anhang dieser Tagesordnung vollstän-
dig abgedruckt. 

 

ANHANG 

Vergütungssystem des Vorstands 
Grundlagen 

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder 
folgt den Anforderungen des § 87a Aktiengesetz sowie 
den Empfehlungen des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex (DCGK), soweit keine Abweichung von die-
sen Empfehlungen erklärt wird.  

1. Beitrag der Vergütung zur Förderung der Ge-
schäftsstrategie und zur langfristigen Entwicklung 
der Gesellschaft 

Das Vergütungssystem leistet einen wesentlichen 
Beitrag zur Förderung unserer Geschäftsstrategie 
und zur langfristigen und nachhaltigen Entwick-
lung der Gesellschaft.  

Der öffentliche Verkehr verändert sich tiefgreifend 
und mit einer hohen Dynamik. Insbesondere der 
Klimaschutz gehört zu den drängendsten Themen 
unserer Zeit. In Umsetzung unseres Unterneh-
menszwecks, öffentliche Mobilität für Personen und 
Güter auf hohem Niveau zu ermöglichen, wollen wir 
in unserem Kerngeschäft wachsen, elektrisches 
Fahren begleiten und die Digitalisierung unserer 
Kunden vorantreiben. Bei allen Aktivitäten ist das 
Erreichen unserer finanziellen Ziele eine wesentli-
che Bedingung. Wir richten unsere Prozesse und 
unsere Organisation kundenzentriert aus und ent-
wickeln für und mit unseren Kunden das beste Pro-
dukt und die beste Lösung für ihre Mobilitätsbedürf-
nisse. 

Das Vergütungssystem incentiviert die Erreichung 
der vorgenannten strategischen Ziele, unterstützt 
deren Verknüpfung und setzt wirksame Anreize für 
die langfristige wertschaffende Entwicklung des 
Unternehmens unter Berücksichtigung der Inte-
ressen von Aktionären, Kunden, Mitarbeitern und 
weiteren Stakeholdern. 

2. Vergütungsbestandteile und ihre jeweiligen relati-
ven Anteile an der Vergütung 

Die Bezüge des Vorstands setzen sich aus fes-
ten/erfolgsunabhängigen und variablen/erfolgsab-
hängigen Bestandteilen zusammen. 

Die feste Vergütung setzt sich aus einem Grund-
gehalt und Nebenleistungen zusammen.  

Das Grundgehalt wird monatlich ausgezahlt. Mit 
dem Festgehalt ist eine etwaige Übernahme von 
Mandaten bei Konzerngesellschaften abgegolten. 
Sofern ein Vorstandsmitglied konzernfremde Auf-
sichtsratsmandate übernimmt, wird eine daraus 
erzielte Vergütung nicht auf die hiesige Vergütung 
angerechnet.  

Die Nebenleistungen beinhalten insbesondere ei-
nen ÖPNV-Zuschuss, die Überlassung eines 
Dienstwagens bzw. alternativ eine Kfz-Kompensa-
tion, sowie die Übernahme von allgemeinen Sicher-
heitsleistungen. Es gibt keine über die gesetzlichen 
Vorgaben hinausgehenden Ruhegehalts- oder Vor-
ruhestandsregelungen. 

Die variable Vergütung setzt sich zusammen aus ei-
ner kurzfristigen variablen Vergütung, bestehend 
aus Tantieme und zielorientierter Sondervergütung, 
sowie einer langfristigen variablen Vergütung. 

Die Gewährung dieser Komponenten ist abhängig 
von finanziellen und nichtfinanziellen Leistungskri-
terien. Die Leistungskriterien werden aus den stra-
tegischen langfristigen Zielen des Unternehmens 
abgeleitet.  

Die kurzfristige variable Vergütung („Short Term 
Incentive Plan“) in Form der Tantieme honoriert 
den operativen Erfolg des Unternehmens und ori-
entiert sich am durchschnittlichen Gewinn vor 
Steuern (EBT – "Earnings Before Taxes") der Ge-
sellschaft der letzten drei Geschäftsjahre wobei 
das Geschäftsjahr, auf welches sich die variable 
Vergütung bezieht, gegenüber den beiden vorange-
henden Geschäftsjahren doppelt gewichtet wird. 
Zusätzlich führt ein EBT, welches in dem Ge-
schäftsjahr, auf das sich die variable Vergütung be-
zieht, signifikant niedriger ist als in einem der bei-
den Vorjahre, zu einer weiteren Reduzierung der 
Tantieme. Berechnungsgrundlage für das EBT ist 
die Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung der Ge-
sellschaft für das jeweilige Geschäftsjahr nach 
IFRS, wie vom Aufsichtsrat in seiner Bilanzsitzung 
festgestellt. Die Tantieme wird jährlich mit dem 
Konzernabschluss für das jeweilige Geschäftsjahr 
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ermittelt und zur Hälfte ausgezahlt und zur Hälfte 
in Aktien gewährt.  

Die kurzfristig variable zielorientierte Sonderver-
gütung wird fakultativ und individuell vereinbart. 
Sie ist abhängig von der Erreichung konkreter stra-
tegischer, nachhaltiger und operativer Herausfor-
derungen des jeweiligen Vorstandsmitglieds. Die 
Methode zur Feststellung der Zielerreichung folgt 
aus den jeweiligen Zielen. Sie wird bei Zielerrei-
chung jährlich ausgezahlt. 

Die langfristige variable Vergütung ("Long Term 
Incentive Plan") ist auf die langfristige Entwicklung 
der Gesellschaft ausgerichtet. Die Gesellschaft 
möchte langfristig eine attraktive und nachhaltige 
Rendite für Ihre Aktionäre sicherstellen. Die Ren-
dite wird durch die Aktienkursentwicklung und Di-
videndenausschüttung ausgedrückt. 

Die Vergütungshöhe ist abhängig von der Entwick-
lung der IVU-Aktie relativ zur Entwicklung des 
TecDax während einer vierjährigen Performance-
periode. Basis ist die Erreichung eines am Anfang 
der Performanceperiode vom Aufsichtsrat definier-
ten Zielkurses zum Ende der Performanceperiode. 

Alle Aktien-Kursbetrachtungen basieren auf den 
Kursdaten im XETRA Handel an der Frankfurter 
Wertpapierbörse. 

Die Vergütung erfolgt am Ende der Performance-
periode in Form von Aktien.  

Die Gesamtvergütung weist hinsichtlich ihrer vari-
ablen Vergütungsbestndteile und damit insgesamt 
betragsmäßige Höchstgrenzen auf. Die kurzfristige 
variable Vergütung ist auf 150 % des Grundgehalts 
begrenzt. Die langfristige variable Vergütung wird 
durch eine vereinbarte maximale Anzahl von Aktien 
und einen maximalen Aktienkurswert begrenzt. Die 
Maximalvergütung ist die Gesamtvergütung, die ei-
nem Vorstandsmitglied bei optimalem Geschäfts- 
und Aktienkursverlauf insgesamt für ein Ge-
schäftsjahr maximal zufließt. Im Falle einer Maxi-
malvergütung betragen Grundgehalt und Neben-
leistungen rund 30 % der Vergütung, Tantieme und 
zielorientierte Sondervergütung rund 40 % und das 
Long-Term Incentive rund 30 %. Die Maximalver-
gütung pro Jahr beträgt für den gesamten Vorstand 
2.850 T€. 
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Typen Tantieme und zielorientierte Sondervergütung  

Begrenzung / Cap 150 % des Grundgehalts  

Leistungskriterien 

Tantieme: EBT des Konzerns unter Berücksich-
tigung des EBT der beiden Vorjahre 
zielorientierte Sondervergütung: individuelle 
Ziele 

Auszahlung 

jährlich nach Feststellung des Jahresabschlus-
ses 
Tantieme: 50 % als Zahlung, 50 % als Aktien mit 
dreijähriger Sperrfrist 
zielorientierte Sondervergütung: als Zahlung 

langfristig 

Typ Long Term Incentive  

Begrenzung / Cap durch maximale Anzahl und maximalen Wert 

Leistungskriterien  
Entwicklung des IVU-Aktienkurses relativ zum 
TecDax während einer vierjährigen Perfor-
manceperiode 

Auszahlung nach der vierjährigen Performanceperiode in 
Aktien mit einjähriger Sperrfrist 

Malus / Clawback teilweise oder vollständige Rückforderung der variablen Vergütung möglich 
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3. Aktienbasierte Vergütung 

Die Hälfte der jährlichen Tantieme und die gesam-
ten Ansprüche aus dem Long Term Incentive Plan 
werden den Vorstandsmitgliedern in Form von Ak-
tien der Gesellschaft vergütet, die einer Sperrfrist 
unterliegen.  

Die Sperrfrist beträgt für die im Rahmen der Tanti-
eme übertragenen Aktien drei Jahre. Die Sperrfrist 
für die nach den Vorgaben des Long Term Incentive 
Plans übertragenen Aktien beträgt ein Jahr. Auf-
grund der vorherigen vierjährigen Performancepe-
riode ist die Verfügungsmöglichkeit für diesen Ver-
gütungsbestandteil also für die Dauer von 5 Jahren 
nicht gegeben. 

Während der Sperrfrist sind die den Vorstandsmit-
gliedern übertragenen Aktien stimm- und dividen-
denberechtigt. 

4. Malus / Clawback 

Die Gesellschaft kann bei schwerwiegenden und 
vorsätzlich oder grob fahrlässig begangenen Ver-
stößen eines Vorstandsmitglieds gegen seine ge-
setzlichen Pflichten oder gegen unternehmensin-
terne Verhaltensrichtlinien, die dem Vorstandsmit-
glied im Zeitpunkt des Verstoßes bekannt waren 
oder bekannt sein mussten, zum Zwecke der Kom-
pensation eines durch die Pflichtverletzung einge-
tretenen Schadens von dem Vorstandsmitglied für 
einen Zeitraum von bis zu sechsunddreißig Mona-
ten, gerechnet ab dem Zeitpunkt des Verstoßes, die 
für diesen Zeitraum ausgezahlten bzw. übertrage-
nen variablen Vergütungsbestandteile ganz oder 
teilweise zurückfordern.  

Ferner kann die Gesellschaft Leistungen variabler 
Vergütungsbestandteile zurückfordern, wenn die 
Höhe der Leistungen auf der Grundlage von fal-
schen Informationen berechnet wurden. Die Ge-
sellschaft ist berechtigt, den sich aus der Neube-
rechnung der Höhe im Vergleich zur erfolgten Aus-
zahlung bzw. Übertragung ergebenden Unter-
schiedsbetrag zurückzufordern. Die Gesellschaft 
hat darzulegen, dass die zur Vergütungsberech-
nung zugrunde gelegten Informationen falsch wa-
ren und dass die variable Vergütung des Vorstands-
mitglieds aus diesem Grund zu hoch war. Die Rück-
forderung setzt voraus, dass der Konzernab-
schluss, der die falsche Information enthält, oder 
dem die falsche Information zugrunde liegt, von 
dem Wirtschaftsprüfer oder der Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft, der oder die den Konzernab-
schluss geprüft hat, nachträglich feststellt, dass 
der Konzernabschluss fehlerhaft war. 

Der Anspruch eines Vorstandsmitglieds auf Über-
tragung nach dem Long Term Incentive Plan kann 
in bestimmten Beendigungskonstellationen ab-
hängig vom Beendigungsgrund teilweise oder voll-
ständig entfallen. Entlassungsentschädigungen 
werden nicht zugesagt. 

Bei einer Beendigung des Vorstandsamtes vor Ab-
lauf der regulären Bestelldauer betragen eine 
mögliche an den Vorstand im Zusammenhang mit 
der Beendigung des Dienstvertrages zu gewäh-
rende Abfindung oder sonstige Leistungen ein-
schließlich aller Nebenleistungen zusammen nicht 
mehr als den Wert von zwei Jahresvergütungen 
und nicht mehr als den Wert der Restlaufzeit des 
Dienstvertrages (Abfindungs-Cap). 

5. Festsetzung der Gesamtbezüge 

Bei der Festsetzung der Gesamtbezüge des einzel-
nen Vorstandsmitglieds sorgt der Aufsichtsrat da-
für, dass diese in einem angemessenen Verhältnis 
zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstands-
mitglieds sowie zur Lage der Gesellschaft stehen 
und die übliche Vergütung nicht ohne besondere 
Gründe übersteigen. Der Aufsichtsrat berücksich-
tigt dabei die Vergütungs- und Beschäftigungsbe-
dingungen der Arbeitnehmer der Gesellschaft.  

Im externen Vergleich der Gesamtbezüge wird eine 
im Hinblick auf die Marktstellung der Gesellschaft 
(insbesondere Branche, Größe, Land) geeignete 
Gruppe von Unternehmen aus Deutschland heran-
gezogen. 

Im internen Vergleich berücksichtigt der Aufsichts-
rat die Vergütung des oberen Führungskreises und 
der Gesamtbelegschaft in Deutschland. Dies er-
folgt über einen Vergleich der Relation der Vor-
standsvergütung zu den Vergütungen der definier-
ten Personengruppen. Der obere Führungskreis 
besteht aus der Geschäftsleitung, mithin aus der 
Führungsebene unterhalb des Vorstands. 

Im Falle von wesentlichen Verschiebungen der Re-
lationen zwischen der Vergütung des Vorstands 
und der Vergleichsgruppen prüft der Aufsichtsrat 
die Ursachen und nimmt bei Fehlen sachlicher 
Gründe gegebenenfalls eine Anpassung der Vor-
standsvergütung vor.  
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Das Vergütungssystem belässt dem Aufsichtsrat 
die Flexibilität, bei der Höhe der Gesamtvergütung 
die Funktion und den Verantwortungsbereich des 
einzelnen Vorstandsmitglieds zu berücksichtigen. 
Das System erlaubt funktionsspezifische Differen-
zierungen – beispielsweise für den Vorstandsvor-
sitzenden – nach pflichtgemäßem Ermessen des 
Aufsichtsrats. 

6. Darstellung des Verfahrens zur Fest- und Umset-
zung sowie zur Prüfung des Vergütungssystems, 
einschließlich der Rolle eventuell betroffener Aus-
schüsse und der Maßnahmen zur Vermeidung und 
zur Behandlung von Interessenkonflikten 

Die Festsetzung des Vergütungssystems erfolgt 
gemäß § 87 Abs. 1 AktG durch den Aufsichtsrat. Der 
Aufsichtsrat berät und beschließt dabei über Emp-
fehlungen des Präsidialausschusses. Der Präsidi-
alausschuss entwickelt Empfehlungen zum Sys-
tem der Vorstandsvergütung. Er orientiert sich da-
bei an der Geschäftsstrategie und an der langfristi-
gen und nachhaltigen Entwicklung der Gesellschaft 
sowie an den Empfehlungen des DCGK.  

Präsidialausschuss und Aufsichtsrat können bei 
Bedarf die Beratung durch externe Vergütungsex-
perten in Anspruch nehmen, die von Zeit zu Zeit ge-
wechselt werden. Dabei wird auf deren Unabhän-
gigkeit vom Vorstand und vom Unternehmen ge-
achtet. Für die Behandlung von Interessenkonflik-
ten der Mitglieder des Aufsichtsrats werden die 
Empfehlungen des DCGK und die Regelungen der 
Geschäftsordnung des Aufsichtsrats und seiner 
Ausschüsse auch bei Festlegung, Prüfung und Um-
setzung des Vergütungssystems eingehalten. Inte-
ressenkonflikte sind gegenüber dem Aufsichtsrat 
offenzulegen und von diesem nebst ihrer Behand-
lung der Hauptversammlung zu berichten. Im Falle 
eines Interessenkonflikts nimmt das betroffene 
Aufsichtsrats- bzw. Ausschussmitglied nicht an der 
diesbezüglichen Diskussion und Abstimmung im 
Aufsichtsrat beziehungsweise im Präsidialaus-
schuss teil.  

Das vom Aufsichtsrat beschlossene Vergütungs-
system wird der Hauptversammlung zur Billigung 
vorgelegt.  

Die regelmäßige Prüfung des Vergütungssystems 
erfolgt durch den Aufsichtsrat. Er wird dabei vom 
Präsidialausschuss unterstützt, der die Prüfung 
vorbereitet und Empfehlungen ausspricht. Bei Be-
darf beschließt der Aufsichtsrat Änderungen. Im 
Falle wesentlicher Änderungen, mindestens jedoch 

alle vier Jahre, wird gemäß § 120a Abs. 1 AktG das 
Vergütungssystem der Hauptversammlung zur Bil-
ligung vorgelegt. 

Billigt die Hauptversammlung das Vergütungssys-
tem nicht, so wird ihr gemäß § 120a Abs. 2 AktG 
spätestens in der darauffolgenden ordentlichen 
Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungs-
system zum Beschluss vorgelegt. 

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 
Zielsetzung der Aufsichtsratsvergütung und Bei-
trag der Vergütung zur Förderung der Geschäfts-
strategie und zur langfristigen Entwicklung der 
Gesellschaft 

Eine der zentralen Aufgaben des Aufsichtsrats ist die 
Überwachung der Geschäftsführung des Vorstands. Die 
Aufsichtsratsvergütung muss dieser Aufgabe gerecht 
werden. Deshalb sieht das Vergütungssystem für den 
Aufsichtsrat ausschließlich feste Vergütungsbestand-
teile vor, deren Höhe ausschließlich von den Aufgaben 
der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder im Gremium 
bzw. den Ausschüssen abhängt. Das trägt zur Unab-
hängigkeit des Aufsichtsrats von der Geschäftsentwick-
lung der IVU Traffic Technologies AG bei. 

Vergütungssystem und Höhe der Vergütung der 
Aufsichtsratsmitglieder 

1. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält neben dem Er-
satz seiner Auslagen für jedes volle Geschäftsjahr 
seiner Zugehörigkeit zu diesem Gremium eine 
feste jährliche Basisvergütung in Höhe von 
18.000,00 Euro.  

2. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält zusätzlich 
einen festen jährlichen Zuschlag von 200 % der Ba-
sisvergütung, der stellvertretende Vorsitzende ei-
nen festen jährlichen Zuschlag in Höhe von 50 % 
der Basisvergütung.  

3. Für die Tätigkeit im Präsidialausschuss erhalten 
die Mitglieder des Aufsichtsrats einen weiteren 
jährlichen Zuschlag von 25 % und für den Vorsitz 
von 50 % der jährlichen Basisvergütung. 

4. Für die Tätigkeit im Prüfungsausschuss erhalten 
die Mitglieder des Aufsichtsrats einen weiteren 
jährlichen Zuschlag von 25 % und für den Vorsitz 
von 100 % der jährlichen Basisvergütung. 

5. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder 
einem Ausschuss nicht während eines vollen Ge-
schäftsjahrs angehört oder jeweils den Vorsitz oder 
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den stellvertretenden Vorsitz des Aufsichtsrats 
oder den Vorsitz in einem Ausschuss nicht während 
eines vollen Geschäftsjahrs innegehabt haben, er-
halten für jeden angefangenen Kalendermonat ih-
rer Tätigkeit die entsprechende Vergütung zeitan-
teilig. 

6. Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmit-
glied die auf seine Vergütung gegebenenfalls ent-
fallende Umsatzsteuer. 

7. Die vorstehenden Regelungen finden erstmals auf 
das gesamte Geschäftsjahr 2021 Anwendung und 
gelten gemäß § 113 Abs. 3 AktG für die Geschäfts-
jahre bis einschließlich 2025 oder bis zu einer Neu-
festsetzung durch die Hauptversammlung gemäß 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft. 

Bericht des Vorstands gemäß § 203 
Abs. 2 Satz 2, i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG an die Hauptversammlung zu Ta-
gesordnungspunkt 8. „Beschlussfas-
sung über die Schaffung eines neuen 
Genehmigten Kapitals 2021 mit Er-
mächtigung zum Ausschluss des Be-
zugsrechts und entsprechende Sat-
zungsänderung“ 
Das in § 4 Abs. 4 der Satzung geregelte Genehmigte 
Kapital 2016 ist zum 24. Mai 2021 ausgelaufen. Es ist 
beabsichtigt, dieses nun durch ein neues Genehmigtes 
Kapital 2021 in Höhe von 30 % des derzeitigen Grund-
kapitals von EUR 17.719.160,00, also EUR 5.315.748,00, 
mit einer Laufzeit bis zum 26. Mai 2026 zu ersetzen. Die 
Gesellschaft soll mit dem neuen genehmigten Kapital 
insbesondere in die Lage versetzt werden, flexibel auf 
zusätzliches Eigenkapital als langfristiges Finanzie-
rungsmittel zugreifen zu können und im Falle sich am 
Markt bietender Akquisitionschancen an Stelle einer 
Barkapitalerhöhung auch den Weg einer Sachkapital-
erhöhung durchführen zu können. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher unter Tages-
ordnungspunkt 8 vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft in der Zeit bis zum 26. Mai 2026 einmalig 
oder mehrfach um insgesamt bis zu EUR 5.315.748,00 
durch Ausgabe von neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2021) und § 4 Abs. 4 der Satzung 
aufzuheben und entsprechend neu zu fassen. Es wird 

dem Vorstand gestattet, von dieser Ermächtigung zu je-
dem gesetzlich zulässigen Zweck Gebrauch zu machen.  

Die Aktionäre haben bei Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2021 nach den gesetzlichen Bestimmungen 
grundsätzlich ein Bezugsrecht. Hierzu können die Ak-
tien auch von Kreditinstituten oder Unternehmen im 
Sinne des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt sein mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in folgenden 
Fällen auszuschließen: 

a) Das Bezugsrecht kann für etwaige Spitzenbeträge, 
die sich auf Grund des jeweiligen Bezugsverhält-
nisses ergeben, ausgeschlossen werden. Dies 
dient der Erleichterung der technischen Durchfüh-
rung der Kapitalerhöhung, da infolge der Festle-
gung eines glatten Bezugsrechtsverhältnisses 
Spitzenbeträge entstehen können, die nicht mehr 
gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden kön-
nen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Ak-
tionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder 
durch Veräußerung über die Börse oder in sonsti-
ger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwer-
tet. Ein möglicher Verwässerungseffekt ist auf 
Grund der Beschränkung für Spitzenbeträge als 
gering anzusehen, im Übrigen wird der Vorstand 
soweit wie möglich versuchen, die Entstehung von 
Spitzenbeträgen bei den Bezugsrechten zu vermei-
den. 

b) Darüber hinaus soll der Vorstand ermächtigt wer-
den, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Falle 
der Kapitalerhöhung gegen Bareinlage auszu-
schließen. Danach ist ein Bezugsrechtsausschluss 
möglich, wenn die ausgegeben Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitet. Die Gesellschaft 
wird in die Lage versetzt, durch die Ausgabe der 
Aktien, etwa an institutionelle oder strategische 
Anleger, zusätzliche in- und ausländische Investo-
ren zu gewinnen sowie auf günstige Börsensituati-
onen schnell und flexibel reagieren zu können. Die 
Möglichkeit zur Kapitalerhöhung unter Verzicht auf 
eine – kosten- und zeitintensive – Bezugs-
rechtsemission ist für die Gesellschaft erstrebens-
wert, da sie so in die Lage versetzt wird, einen – für 
die Nutzung von Marktchancen – gegebenenfalls 
erforderlichen Kapitalbedarf schnell und flexibel 



 

12 EINLADUNG ZUR HAUPTVERSAMMLUNG 2021 

 

decken zu können. Dies ist im Interesse der Gesell-
schaft sowie aller Aktionäre.  

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
ist beschränkt auf einen Betrag, der 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigt, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten 
Kapitals 2021 noch im Zeitpunkt der Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2021. Auf diese Begren-
zung ist der anteilige Betrag des Grundkapitals an-
zurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der 
Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021 bis zum 
Zeitpunkt seiner jeweiligen Ausnutzung auf Grund 
einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechen-
der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben oder veräußert wurden, soweit eine derar-
tige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Diese Re-
gelung trägt dem Bedürfnis der Aktionäre nach 
Verwässerungsschutz Rechnung.  

Ferner dürfen die neuen Aktien nur zu einem Be-
trag ausgegeben werden, der den Börsenpreis der 
bereits an der Börse gehandelten Aktien der Ge-
sellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festle-
gung des Ausgabebetrages nicht wesentlich, vo-
raussichtlich nicht um mehr als 3 %, jedenfalls 
aber nicht um mehr als 5 % unterschreitet. Der 
Vorstand wird sich in jedem Fall bemühen – unter 
Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenhei-
ten – einen eventuellen Abschlag auf den Börsen-
kurs so niedrig wie möglich zu halten. Die Platzie-
rung erfolgt ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittel-
bar nach Festsetzung des Ausgabebetrags, so dass 
bei der Festsetzung nicht das Kursänderungsrisiko 
für den Zeitraum einer Bezugsfrist berücksichtigt 
werden muss. Die Aktionäre haben außerdem die 
Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Ge-
sellschaft jederzeit durch Zukäufe von Aktien über 
die Börse aufrechtzuerhalten. 

Bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 
mit Bezugsrechtsausschluss ist daher sicherge-
stellt, dass entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der 
Aktionäre gewahrt bleiben und die Gesellschaft 
gleichzeitig flexibel, kostengünstig und schnell ih-
ren Eigenmittelbedarf stärken kann.  

c) Ferner darf das Bezugsrecht bei einer Kapitalerhö-
hung gegen Sacheinlage, insbesondere zur Gewäh-
rung von Aktien im Rahmen des Erwerbs von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteili-

gungen an Unternehmen bzw. im Rahmen von Un-
ternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen 
des Erwerbs von Immaterialgüterrechten bzw. ge-
werblichen Schutzrechten, von urheberrechtlichen 
Nutzungsrechten, von hierauf gerichteten Lizenzen 
sowie von sonstigen Wirtschaftsgütern, vom Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausge-
schlossen werden.  

Es liegt im Interesse der Gesellschaft, Unterneh-
men, Unternehmensbeteiligungen oder sonstige 
Vermögensgegenstände zu erwerben, wenn ein 
solcher Erwerb geeignet ist, die Marktposition der 
Gesellschaft zu festigen und zu stärken. Durch 
diese deshalb im Interesse der Gesellschaft lie-
gende Ermächtigung wird der Vorstand in die Lage 
versetzt, ohne Beanspruchung der Börse eigene 
Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, 
um mit Zustimmung des Aufsichtsrats, für den Fall, 
dass sich die Gelegenheit dazu bietet, im Einzelfall 
Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegen-
stände gegen Überlassung von Aktien der Gesell-
schaft erwerben zu können. Die Gesellschaft kann 
so Wachstum generieren und ihre Wettbewerbspo-
sition ausbauen.  

Bei einer derartigen Transaktion kann es weiterhin 
vorkommen, dass die Zahlung eines Barkaufprei-
ses vom betreffenden Veräußerer nicht gewollt ist, 
da dieser von der Gesellschaft die Übertragung von 
Aktien erwartet, um so weiterhin eine Unterneh-
mensbeteiligung zu besitzen. Eine Barzahlung 
wäre unter Umständen nur im Gegenzug zu einem 
höheren Preis möglich, was die Liquidität der Ge-
sellschaft strapazieren würde, deshalb ist die Zah-
lung durch Übertragung eigener Aktien im Inte-
resse der Gesellschaft.  

Solche Erwerbsprozesse finden oft unter Zeitdruck 
statt und erfordern in der Regel eine rasche Ent-
scheidung der Gesellschaft. Ein Abwarten auf die 
grundsätzlich nur einmal jährlich stattfindende or-
dentliche Hauptversammlung, aber wegen der er-
forderlichen Wahrung der gesetzlichen Fristen 
auch die Durchführung einer etwa eigens einberu-
fenen außerordentlichen Hauptversammlung, ist in 
der Regel deshalb nicht möglich. Die Ermächtigung 
dient dazu, dem Vorstand die Möglichkeit zu geben, 
bei sich abzeichnenden Erwerbschancen, flexibel, 
rasch und liquiditätsschonend zu reagieren und 
eine sich bietende Gelegenheit zum Erwerb nutzen 
zu können.  
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Der Beschlussvorschlag sieht auch vor, dass das 
Bezugsrecht ausgeschlossen werden kann, um 
neue Aktien im Rahmen des Erwerbs von Immate-
rialgüterrechten bzw. gewerblichen Schutzrechten, 
von urheberrechtlichen Nutzungsrechten, von hie-
rauf gerichteten Lizenzen sowie von sonstigen 
Wirtschaftsgütern, auszugeben. Dies ist deshalb 
sinnvoll und im Interesse der Gesellschaft, da so im 
Falle des Erwerbs eines Unternehmens oder einer 
Unternehmensbeteiligung auch weitere Wirt-
schaftsgüter mit Aktien als Gegenleistung erwor-
ben werden können, wenn beispielsweise ein zu er-
werbendes Unternehmen nicht Inhaber von mit sei-
nem Geschäftsbetrieb im Zusammenhang stehen-
den gewerblichen Schutzrechten bzw. Immaterial-
güterrechten ist. Es kann aber auch der Einzeler-
werb von Schutzrechten bzw. Immaterialgüter-
rechten für die Gesellschaft von Interesse sein, 
auch in einem solchen Fall ist es sinnvoll, wenn die 
Gesellschaft eigene Aktien zur Verfügung hat.  

Zum Erwerb anstehende Unternehmen, Immateri-
algüter und Lizenzen und sonstige Wirtschaftsgü-
ter werden marktorientiert bewertet, gegebenen-
falls auf der Grundlage eines Wertgutachtens. Bei 
der Bemessung des Werts der übertragenden Ak-
tien der Gesellschaft wird der Vorstand sich am 
Börsenkurs orientieren. Es wäre jedoch nicht im 
Interesse der Gesellschaft, wenn der Vorstand bei 
der Bemessung des Werts der übertragenden Ak-
tien schematisch an den Börsenkurs anknüpft, da 
ihm dies Flexibilität nehmen und den Verhand-
lungsspielraum bei derartigen Erwerbsverhand-
lung einengen würde. In jedem Fall wird der Vor-
stand, bei der Bestimmung er Bewertungsrelation 
sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre 
gewahrt werden.  

Die Entscheidung über die Art und Quelle der Ge-
genleistung für die Sacheinlage – Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2021 und/der Verwendung 
eigener Aktien – treffen die zuständigen Organe der 
Gesellschaft. Wenn sich eine Erwerbsgelegenheit 
konkretisiert, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, 
ob er von dieser Ermächtigung Gebrauch machen 
soll. Er wird nur dann von dieser Ermächtigung Ge-
brauch machen, wenn dies im wohlverstandenen 
Interesse der Gesellschaft liegt. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vor-
stand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugs-
rechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten 
Gründen auch unter Berücksichtigung des zulasten der 

Aktionäre eintretenden Verwässerungseffektes für 
sachlich gerechtfertigt und angemessen.  

Es gibt derzeit keine konkreten Pläne, das Genehmigte 
Kapital 2021 unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre im Wege der Barkapitalerhöhung oder zu ei-
ner Sachkapitalerhöhung einzusetzen. Der Vorstand 
wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der 
Einsatz der Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss notwendig und für die Gesellschaft von Vorteil 
ist, bevor er die Zustimmung des Aufsichtsrats hierfür 
einholt. 

Der Vorstand wird nach einer (teilweisen oder vollstän-
digen Ausnutzung) des Genehmigten Kapitals 2021 der 
nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
berichten. 

Dieser Bericht vom Vorstand, der gemäß § 203 Abs. 2 
Satz 2, i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptver-
sammlung zu erstatten ist, wird von dem Tag der Ein-
berufung der Hauptversammlung an auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter https://www.ivu.de/inves-
toren/hauptversammlung/ zugänglich gemacht.  

 

VIRTUELLE HAUPTVERSAMMLUNG 
Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
entschieden, dass die Hauptversammlung nach Maß-
gabe von § 1 Abs. 1 und Abs. 2 COVID-19-Gesetz als vir-
tuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten durchgeführt 
wird und die Aktionäre ihre Stimmen auch im Wege der 
elektronischen Kommunikation nach Maßgabe der 
nachfolgend dargestellten Vorgaben abgeben können. 
Die Hauptversammlung findet unter Anwesenheit des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats, des Vorsitzenden des 
Vorstands und eines mit der Niederschrift der Haupt-
versammlung beauftragten Notars sowie gegebenen-
falls weiterer Mitglieder des Aufsichtsrats und des Vor-
stands in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Bun-
desallee 88, 12161 Berlin, statt. Der von der Gesell-
schaft benannte Stimmrechtsvertreter wird ebenfalls 
physisch anwesend sein. Die Aktionäre und ihre Bevoll-
mächtigten können nicht physisch an der Hauptver-
sammlung teilnehmen. 

Die Durchführung der ordentlichen Hauptversamm-
lung 2021 als virtuelle Hauptversammlung nach Maß-
gabe des COVID-19-Gesetzes führt zu Modifikationen in 
den Abläufen der Hauptversammlung sowie bei den 
Rechten der Aktionäre.  
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Übertragung der Hauptversammlung 
und HV-Portal 
Die Hauptversammlung wird am Donnerstag, den 27. 
Mai 2021 ab 11:00 Uhr (MESZ) für Aktionäre, die recht-
zeitig ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben, live voll-
ständig in Bild und Ton im Internet unter 

https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung 

übertragen. Die Verfolgung der Hauptversammlung im 
Internet ermöglicht keine Teilnahme im Sinne des 
§ 118 Abs. 1 Satz 2 AktG. 

Unter dieser Adresse unterhält die Gesellschaft ab dem 
6. Mai 2021 zudem ein internetgestütztes HV-Portal. 
Das Portal ermöglicht im Vorfeld der Hauptversamm-
lung die Stimmrechtsausübung der Aktionäre, die 
rechtzeitig ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben, im 
Wege der elektronischen Briefwahl sowie die Voll-
machtserteilung und eröffnet den Aktionären, ihr Fra-
gerecht im Wege der elektronischen Kommunikation 
auszuüben. Aktionäre, die ihr Stimmrecht ausgeübt ha-
ben, können unter der genannten Adresse im HV-Portal 
während der Dauer der Hauptversammlung Wider-
spruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung ein-
legen. 

Voraussetzungen für die Verfolgung der virtuel-
len Hauptversammlung im Internet und die Aus-
übung des Stimmrechts 

Zur Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im 
Internet und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die den Nachweis des 
Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär in Textform 
gemäß § 67c Abs. 3 AktG erbracht haben. Der Nach-
weis des Anteilsbesitzes kann der Gesellschaft auch di-
rekt durch den Letztintermediär übermittelt werden. 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss in deutscher 
oder englischer Sprache verfasst sein und sich auf den 
Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. 
auf den 6. Mai 2021, 0:00 Uhr (MESZ) (sog. Nachweis-
stichtag), beziehen. 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesell-
schaft unter der nachfolgend genannten Adresse spä-
testens bis zum Ablauf des 20. Mai 2021, 24:00 Uhr 
(MESZ), zugegangen sein: 

IVU Traffic Technologies AG 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Wir empfehlen unseren Aktionären, frühzeitig ihr de-
potführendes Institut zu kontaktieren, um einen ord-
nungsgemäßen und fristgemäß eingehenden Nachweis 
des Letztintermediärs nach § 67c Abs. 3 AktG bei der 
Gesellschaft sicherzustellen. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Verfolgung 
der virtuellen Hauptversammlung im Internet und die 
Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den 
Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Der Um-
fang des Stimmrechts bemisst sich dabei ausschließ-
lich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nach-
weisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine 
Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes ein-
her. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Ver-
äußerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweis-
stichtag ist für den Zugang zum HV-Portal und den Um-
fang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz 
des Aktionärs am Nachweisstichtag maßgeblich, d.h. 
Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag 
haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur 
Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Inter-
net und den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes 
gilt für den Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweis-
stichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch 
keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, 
sind nicht stimmberechtigt und erhalten keinen Zugang 
zum HV-Portal. 

Aktionären, die rechtzeitig ihren Aktienbesitz nachge-
wiesen haben, werden persönliche Stimmrechtskarten 
mit weiteren Informationen zur Stimmrechtsausübung 
zugesandt, auf denen die Zahl der dem Inhaber zu-
stehenden Stimmen verzeichnet ist. Die Stimmrechts-
karte enthält für jeden Aktionär eine individuelle Zu-
gangsnummer, mit dem die Aktionäre das unter der 
folgenden Internetadresse  

https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung 

zugängliche, vor der Öffentlichkeit geschützte HV-
Portal der Gesellschaft nutzen können, um die gesamte 
virtuelle Hauptversammlung per Bild- und Tonübertra-
gung live zu verfolgen und ihre Stimmrechte nach Maß-
gabe der nachfolgenden Vorgaben auszuüben. Das HV-
Portal steht vor und während der Hauptversammlung 
zur Verfügung.  

Um den rechtzeitigen Erhalt der Stimmrechtskarten si-
cherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die 
Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an 
die oben genannte Adresse Sorge zu tragen. 
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Verfahren für die Stimmrechtsausübung durch 
Briefwahl 

Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt aus-
schließlich im Wege der elektronischen Briefwahl so-
wie der Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter. Werden andere Per-
sonen als die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter bevollmächtigt, müssen diese die 
Stimmrechte ebenfalls im Wege der elektronischen 
Briefwahl ausüben oder ihrerseits die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter (unter-)bevoll-
mächtigen. Die elektronische Briefwahl über das HV-
Portal unter der Internetadresse 

https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung  

ist ab dem 6. Mai 2021 bis zum Beginn der Abstimmun-
gen am Tag der Hauptversammlung möglich. Hierfür 
ist im HV-Portal die Schaltfläche „Briefwahl“ vorgese-
hen. Über das HV-Portal können Aktionäre, auch noch 
während der Hauptversammlung bis zum Beginn der 
Abstimmung, etwaige zuvor im Wege der Briefwahl er-
folgte Stimmabgaben ändern oder widerrufen. 

Verfahren für Bevollmächtigung der Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft 

Aktionäre haben die Möglichkeit, Vollmacht und Wei-
sungen an den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter zu erteilen. Die Erteilung von Vollmacht 
und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter über das 
HV-Portal unter der Internetadresse 

https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung  

ist ab dem 6. Mai 2021 bis zum Beginn der Abstimmun-
gen am Tag der Hauptversammlung möglich. Hierfür 
ist im HV-Portal die Schaltfläche „Vollmacht und Wei-
sungen“ vorgesehen. Über das HV-Portal können Akti-
onäre, auch noch während der Hauptversammlung bis 
zum Beginn der Abstimmung, etwaige zuvor erteilte 
Weisungen ändern oder widerrufen. 

Zusammen mit der Stimmrechtskarte für die virtuelle 
Hauptversammlung erhalten die Aktionäre ein Voll-
machts- und Weisungsformular, das verwendet werden 
kann. Darüber hinaus wird den Aktionären auch jeder-
zeit auf Verlangen ein Formular zugesandt. Dieses ist 
außerdem im Internet unter https://www.ivu.de/inves-
toren/hauptversammlung abrufbar.  

Bei Verwendung des Formulars stehen nachfolgend 
genannte Kontaktdaten zur Verfügung: 

 

IVU Traffic Technologies AG 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Das Vollmachts- und Weisungsformular ist an die 
oben genannte Postanschrift oder E-Mail-Adresse zu 
übermitteln und muss dort bis zum 26. Mai 2021, 24.00 
Uhr (MESZ) (Datum des Eingangs) zugehen. 

Soweit Aktionäre die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, müssen sie 
diesen Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 
erteilen. Wird für einzelne Beschlussvorschläge keine 
Weisung gegeben, wird dies als Enthaltung gewertet. 
Doppel-Markierungen werden als ungültig gewertet. 
Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind ver-
pflichtet, weisungsgemäß abzustimmen.  

Stimmrechtsvertretung durch Dritte 

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch Bevoll-
mächtigte, z.B. einen Intermediär, eine Aktionärsverei-
nigung oder einen sonstigen Dritten ausüben lassen.  

Auch im Fall der Bevollmächtigung eines Dritten bedarf 
es des ordnungsgemäßen Nachweises des Anteilsbe-
sitzes (siehe oben). Die Vollmacht kann sowohl gegen-
über dem zu Bevollmächtigenden als auch gegenüber 
der Gesellschaft erklärt werden. Bevollmächtigt der 
Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesell-
schaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.  

Die Erteilung der Vollmacht, soweit sie nicht an einen 
Intermediär, eine Aktionärsvereinigung oder einer die-
sen nach § 135 AktG gleichgestellten Person oder In-
stitution erteilt wird, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedür-
fen der Textform (§ 126b BGB). 

Für die Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Ak-
tionärsvereinigung oder einer diesen nach § 135 AktG 
gleichgestellten Person oder Institution gelten die spe-
ziellen Bestimmungen in § 135 AktG, insbesondere be-
züglich der Form der Erteilung der Vollmacht. Auch die 
von den Intermediären, Aktionärsvereinigungen und 
gleichgestellten Personen und Institutionen insoweit 
vorgegebenen Regelungen sind zu beachten; die Aktio-
näre werden gebeten, sich in einem solchen Fall mit 
dem zu Bevollmächtigenden rechtzeitig wegen einer 
von ihm möglicherweise geforderten Form der Voll-
macht abzustimmen. 
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Zusammen mit der Stimmrechtskarte für die virtuelle 
Hauptversammlung erhalten die Aktionäre ein Voll-
machtsformular, das bei der Stimmabgabe durch Ver-
treter verwendet werden kann. Darüber hinaus wird 
den Aktionären auch jederzeit auf Verlangen ein Voll-
machtsformular zugesandt. Dieses ist außerdem im In-
ternet unter https://www.ivu.de/investoren/hauptver-
sammlung abrufbar. Eine Verpflichtung zur Verwen-
dung des von der Gesellschaft angebotenen Voll-
machtsformulars besteht nicht.  

Es stehen nachfolgend genannte Kontaktdaten, insbe-
sondere auch für die elektronische Übermittlung, zur 
Verfügung: 

IVU Traffic Technologies AG 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Das Vollmachtsformular ist ausschließlich an die oben 
genannte Postanschrift oder E-Mail-Adresse zu über-
mitteln und muss dort bis zum 26. Mai 2021, 24.00 Uhr 
(MESZ) (Datum des Eingangs) zugehen. Eine Übermitt-
lung an die Gesellschaft per E-Mail ist auch am Tag der 
Hauptversammlung noch möglich. 

Rechte der Aktionäre 
Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß 
§ 122 Absatz 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen 
Betrag von EUR 500.000,00 des Grundkapitals errei-
chen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-
gesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Je-
dem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder 
eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist 
schriftlich an den Vorstand der IVU Traffic Technologies 
AG zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 
30 Tage vor der Hauptversammlung (der Tag des Zu-
gangs ist gemäß § 122 Abs. 2 Satz 3 AktG nicht mitzu-
rechnen), also spätestens am Montag, den 26. April 
2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Bitte richten Sie ent-
sprechende Verlangen an die nachfolgende Adresse: 

IVU Traffic Technologies AG 
Vorstand 
Bundesallee 88 
12161 Berlin 

Die betreffenden Aktionäre haben gemäß § 122 Abs. 2 
i.V.m. Abs. 1 S. 3 AktG nachzuweisen, dass sie seit min-
destens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlan-
gens bei der Gesellschaft Inhaber der erforderlichen 
Zahl an Aktien sind und die Mindestaktienzahl bis zur 
Entscheidung über den Antrag halten. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß 
§§ 126 Absatz 1, 127 AktG 

Aktionäre, die rechtzeitig ihren Aktienbesitz nachge-
wiesen haben, können gemäß COVID-19-Gesetz Gegen-
anträge und Wahlvorschläge nach §§ 126 Abs. 1, 127 
AktG im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung nach 
Maßgabe der nachfolgenden Vorgaben übermitteln: 

Die Gesellschaft wird Gegenanträge im Sinne des § 126 
Abs. 1 AktG und Wahlvorschläge im Sinne des § 127 
AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, der Be-
gründung und einer etwaigen Stellungnahme der Ver-
waltung unverzüglich unter https://www.ivu.de/inves-
toren/hauptversammlung zugänglich machen, wenn 
sie der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung (der Tag des Zugangs ist gemäß § 126 Abs. 
1 Satz 2 AktG nicht mitzurechnen), d.h. bis spätestens 
Mittwoch, den 12. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), der Ge-
sellschaft an nachfolgend genannte Adresse übersandt 
hat:  

IVU Traffic Technologies AG 
Investor Relations 
Bundesallee 88 
12161 Berlin 
Telefax: +49 30 85906-111 
E-Mail: ir@ivu.de 

und die übrigen Voraussetzungen für eine Pflicht zur 
Zugänglichmachung gemäß § 126 AktG bzw. 
§ 127 AktG erfüllt sind. Gegenanträge müssen mit einer 
Begründung versehen sein; bei Wahlvorschlägen be-
darf es keiner Begründung. 

Die innerhalb der vorgenannten Frist eingegangenen 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die 
rechtzeitig ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben, 
werden im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung 
als gestellt berücksichtigt. Gegenanträge oder Wahl-
vorschläge, die nach Maßgabe der vorstehenden Best-
immungen der Gesellschaft fristgemäß zugegangen 
sind, werden gemäß COVID-19-Gesetz in der virtuellen 
Hauptversammlung so behandelt, als seien sie in der 
virtuellen Hauptversammlung gestellt worden und 
werden zur Abstimmung gestellt. 
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Fragerecht gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
COVID-19-Gesetz 

Aktionären wird nach Maßgabe von § 1 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz ein Fragerecht im Wege 
elektronischer Kommunikation eingeräumt. Der Vor-
stand kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens 
einen Tag vor der Hauptversammlung im Wege elekt-
ronischer Kommunikation einzureichen sind. Hiervon 
hat der Vorstand der IVU Traffic Technologies AG mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats Gebrauch gemacht. 

Der Vorstand entscheidet gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 
COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, freiem Er-
messen, wie er Fragen beantwortet. Die Verwaltung 
kann gleichlautende Fragen im Interesse der Aktionäre 
zusammenfassen. Nur Fragen in deutscher Sprache 
werden berücksichtigt. 

Fragen von Aktionären, die rechtzeitig ihren Aktienbe-
sitz nachgewiesen haben, sind bis spätestens 24 Stun-
den vor Beginn der Hauptversammlung, also Dienstag, 
den 26. Mai 2021, 11:00 Uhr (MESZ), über das unter der 
Internetadresse  

https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung 

zugängliche HV-Portal der Gesellschaft einzureichen. 
Hierfür ist im HV-Portal die Schaltfläche „Fragen“ vor-
gesehen. 

Nach Ablauf der vorstehend genannten Frist können 
Fragen nicht mehr eingereicht werden. Während der 
virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen ge-
stellt werden. Es ist vorgesehen, die Fragensteller im 
Rahmen der Fragenbeantwortung grundsätzlich na-
mentlich zu nennen, sofern diese der namentlichen 
Nennung nicht ausdrücklich widersprochen haben. 

Erklärung von Widersprüchen zu Protokoll 

Aktionäre, die ihren Aktienbesitz nachgewiesen und die 
ihr Stimmrecht ausgeübt haben, können am Tag der 
Hauptversammlung bis zum Ende der Hauptversamm-
lung über das HV-Portal auf elektronischem Wege Wi-
derspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 
zu Protokoll des Notars erklären. Hierfür ist im HV-
Portal die Schaltfläche „Widerspruch einlegen“ vorge-
sehen. 

Information zum Datenschutz für Aktionäre 

Die IVU Traffic Technologies AG verarbeitet personen-
bezogene Daten (d.h. Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, 
Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und 
Nummer der Stimmrechtskarte) auf Grundlage der 
geltenden Datenschutzgesetze, um den Aktionären die 

Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der virtuellen 
Hauptversammlung zu ermöglichen. 

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den 
Aktionären im Rahmen der Übermittlung des Nachwei-
ses ihres Aktienbesitzes angegeben wurden, übermit-
telt die depotführende Bank die personenbezogenen 
Daten an die Gesellschaft. 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der 
Aktionäre ist für deren Zugang zum HV-Portal und die 
Stimmrechtausübung für die virtuelle Hauptversamm-
lung zwingend erforderlich. Für die Verarbeitung ist die 
IVU Traffic Technologies AG die verantwortliche Stelle. 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist seit dem 25. 
Mai 2018 Art. 6 Abs. 1 lit. c) Datenschutz-Grundverord-
nung. 

Zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung 
beauftragt die IVU Traffic Technologies AG verschie-
dene Dienstleister. Diese erhalten von der Gesellschaft 
nur solche personenbezogenen Daten, welche für die 
Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforder-
lich sind. Die Dienstleister verarbeiten die Daten aus-
schließlich nach Weisung der IVU Traffic Technologies 
AG. Im Übrigen werden personenbezogene Daten im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Aktionären 
und Aktionärsvertretern und dem Notar zur Verfügung 
gestellt, namentlich über das Teilnehmerverzeichnis. 
Die personenbezogenen Daten werden im Rahmen der 
gesetzlichen Pflichten gespeichert und anschließend 
gelöscht. 

Sofern Aktionäre von der Möglichkeit Gebrauch ma-
chen, im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung Fra-
gen einzureichen, und ihre Fragen dort behandelt wer-
den, erfolgt dies grundsätzlich unter Nennung ihres 
Namens. Dieser kann von anderen Teilnehmern der 
virtuellen Hauptversammlung zur Kenntnis genommen 
werden. Diese Datenverarbeitung ist zur Wahrung un-
seres berechtigten Interesses, den Ablauf der virtuellen 
Hauptversammlung möglichst an eine physische 
Hauptversammlung anzugleichen, und des berechtig-
ten Interesses der übrigen Hauptversammlungsteil-
nehmer, den Namen eines Fragestellers zu erfahren, 
erforderlich. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitung 
ist Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO. Aktionäre und deren Be-
vollmächtigte können der Nennung ihres Namens aus 
Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation erge-
ben, widersprechen. 

Die Aktionäre haben darüber hinaus im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften ein jederzeitiges Auskunfts-, 
Berichtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- und 
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Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung ihrer per-
sonenbezogenen Daten. Diese Rechte können die Akti-
onäre gegenüber der IVU Traffic Technologies AG über 
die folgenden Kontaktdaten geltend machen: 

IVU Traffic Technologies AG 
Investor Relations 
Bundesallee 88 
12161 Berlin 
Telefax: +49 30 85906-111 
E-Mail: ir@ivu.de 

Zudem steht den Aktionären ein Beschwerderecht bei 
den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 Da-
tenschutz-Grundverordnung zu. Sie erreichen den Da-
tenschutzbeauftragten der IVU Traffic Technologies AG 
ebenfalls unter den zuvor angegebenen Kontaktdaten. 

Informationen und Unterlagen zur Hauptver-
sammlung 

Die Einberufung der Hauptversammlung mit den ge-
setzlich geforderten Angaben und Erläuterungen ist 
auch über die Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung zu-
gänglich, auf der sich zudem die Informationen gemäß 
§ 124a AktG befinden.  

Auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.ivu.de/investoren/hauptversammlung fin-
den sich zudem weitergehende Erläuterungen zu den 
Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 
127 und 131 Abs. 1 AktG, § 123 Abs. 3 Nr. 2, § 125, § 64 
Abs. 2 UmwG. Nach der Hauptversammlung werden die 
Abstimmungsergebnisse unter derselben Internet-
adresse bekannt gegeben. 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeit-
punkt der Einberufung der Hauptversammlung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 
EUR 17.719.160,00 und ist in 17.719.160 Stückaktien 
eingeteilt. Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 
beträgt damit 17.719.160. Die Gesellschaft hält im Zeit-
punkt der Einberufung der Hauptversammlung 128.657 
eigene Aktien. Aus eigenen Aktien stehen der Gesell-
schaft keine Rechte, insbesondere keine Stimmrechte, 
zu. Die Anzahl eigener Aktien kann sich bis zum Tag der 
Hauptversammlung noch verändern. 

Technische Hinweise zur virtuellen Hauptver-
sammlung 

Um die virtuelle Hauptversammlung zu verfolgen sowie 
das HV-Portal zu nutzen und Aktionärsrechte auszu-
üben, benötigen Aktionäre eine Internetverbindung und 
ein internetfähiges Endgerät. Um die Bild- und Ton-
übertragung der Hauptversammlung optimal wieder-
geben zu können, wird eine stabile Internetverbindung 
mit einer ausreichenden Übertragungsgeschwindigkeit 
empfohlen.  

Nutzen Aktionäre zum Empfang der Bild- und Tonüber-
tragung der virtuellen Hauptversammlung einen Com-
puter, benötigen Sie einen Browser und Lautsprecher 
oder Kopfhörer.  

Für den Zugang zum HV-Portal der Gesellschaft benö-
tigen Aktionäre Ihre Stimmrechtskarte, welche sie 
nach ordnungsgemäßem Nachweis des Anteilsbesitzes 
unaufgefordert zugesendet bekommen. Auf dieser 
Stimmrechtskarte finden sich die individuellen Zu-
gangsdaten, mit denen eine Anmeldung im HV-Portal 
möglich ist. 

Um das Risiko von Einschränkungen bei der Ausübung 
von Aktionärsrechten durch technische Probleme wäh-
rend der virtuellen Hauptversammlung zu vermindern, 
wird empfohlen – soweit möglich – die Aktionärsrechte 
(insbesondere das Stimmrecht) bereits vor Beginn der 
Hauptversammlung durch (elektronische) Briefwahl 
auszuüben. Das HV-Portal ist für die Ausübung des 
Stimmrechts ab dem 6. Mai 2021 zugänglich.  

Weitere Einzelheiten zum HV-Portal und den Anmelde- 
und Nutzungsbedingungen erhalten die Aktionäre zu-
sammen mit ihrer Stimmrechtskarte bzw. im Internet 
unter https://www.ivu.de/investoren/hauptversamm-
lung. 

Hinweis zur Verfügbarkeit der Bild- und Ton-
übertragung 

Die Aktionäre, die rechtzeitig ihren Aktienbesitz nach-
gewiesen haben, können die gesamte Hauptversamm-
lung in Bild und Ton über das HV-Portal im Internet ver-
folgen. Die Bild- und Tonübertragung der virtuellen 
Hauptversammlung und die Verfügbarkeit des HV-
Portals kann nach dem heutigen Stand der Technik auf-
grund von Einschränkungen der Verfügbarkeit des Te-
lekommunikationsnetzes und der Einschränkung von 
Internetdienstleistungen von Drittanbietern Schwan-
kungen unterliegen, auf welche die Gesellschaft keinen 
Einfluss hat. Die Gesellschaft kann daher keine Ge-
währleistungen und Haftung für die Funktionsfähigkeit 
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und ständige Verfügbarkeit der in Anspruch genomme-
nen Internetdienste, der in Anspruch genommenen 
Netzelemente Dritter, der Bild- und Tonübertragung 
sowie den Zugang zum HV-Portal und dessen generelle 
Verfügbarkeit übernehmen. Die Gesellschaft über-
nimmt auch keine Verantwortung für Fehler und Män-
gel der für das HV-Portal eingesetzten Hard- und Soft-
ware einschließlich solcher der eingesetzten Dienst-
leistungsunternehmen, soweit nicht Vorsatz vorliegt. 
Die Gesellschaft empfiehlt aus diesem Grund, frühzei-
tig von den oben genannten Möglichkeiten zur Rechts-
ausübung, insbesondere zur Ausübung des Stimm-
rechts, Gebrauch zu machen. Sofern es Datenschutz- 
oder Sicherheitserwägungen zwingend erfordern, 
muss sich der Versammlungsleiter der Hauptver-
sammlung vorbehalten, die virtuelle Hauptversamm-
lung zu unterbrechen oder ganz abzubrechen. 

 

Berlin, im April 2021 

IVU Traffic Technologies AG 

Der Vorstand 
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